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Antrag

der Fraktion GRÜNE und 

der Fraktion der SPD

Armuts- und Reichtumsberichterstattung auch in Baden-Württemberg einführen

Der Landtag wolle beschließen,

I. der Landtag stellt fest:

1. Auch in einem relativ reichen Bundesland wie Baden-Württemberg existieren Armut und soziale Ausgrenzung. 


2. Besonders betroffen sind Menschen mit psychischen oder körperlichen Beeinträchtigungen, Menschen ohne Schulabschluss oder Berufsausbildung, Alleinerziehende oder allgemein Menschen mit Problemen auf dem Arbeitsmarkt, darunter auch Migrantinnen und Migranten.

3. Die Integration in Ausbildung und Arbeit ist das wesentliche Instrument zur Armutsbekämpfung. Nicht alle Menschen können aber dadurch eine gefestigte soziale Integration erreichen. Zudem sind viele Beschäftigte im Niedriglohnsektor selbst bei Vollzeitbeschäftigung weiterhin armutsgefährdet. Deshalb sind zusätzliche Instrumente wichtig und nötig.

4. Das Wissen über die Entwicklung von Armut und sozialer Ausgrenzung sowie über Einkommensverteilung und Reichtum ist unerlässlich, um Instrumente zu Armutsbekämpfung und gesellschaftlicher Teilhabe weiterzuentwickeln oder neue zu einzuführen.

5. Eine breite gesellschaftliche Diskussion über die Ursachen von Armut und sozialer Ausgrenzung und ihre Bekämpfung ist ein wesentlicher Bestandteil, um das Ziel eines größeren sozialen Zusammenhalts zu erreichen.


6. Schließlich sind auch das Wissen und die Debatte über Reichtum nötig, um sozialer Gerechtigkeit näher zu kommen. 

II. die Landesregierung zu ersuchen,

1. ein Konzept für eine Landes-Armuts- und Reichtumsberichterstattung für Baden-Württemberg zu entwickeln und es dem Landtag vorzulegen;

2. die Berichterstattung mit einem breiten Diskussionsprozess mit den Kirchen, Verbänden und Organisationen der Zivilgesellschaft zu verbinden und dabei auch Menschen, die selbst von Armut betroffen sind, einzubeziehen;

3. an bereits vorliegende Definitionen und Vereinbarungen aus der Berichterstattung des Bundes und der Europäischen Union anzuknüpfen;

4. den Bericht mit der Berichterstattung im Bund und in der Europäischen Union kompatibel zu halten;

5. dabei einen besonderen Fokus auf das Thema Kinderarmut zu richten sowie die geschlechtsspezifischen Unterschiede in der Armutsgefährdung und die aktuelle und voraussichtliche Entwicklung der Altersarmut herauszustellen.

20.12.2011

Sitzmann, Lucha, Poreski und Fraktion

Schmiedel, Hinderer und Fraktion

Begründung:

Im Wort des Rats der Evangelischen Kirche in Deutschland und der Deutschen Bischofskonferenz zur wirtschaftlichen und sozialen Lage in Deutschland Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit haben die beiden großen Kirchen in Deutschland 1997 unter anderem Folgendes festgestellt: „Während es eine regelmäßige Berichterstattung über die gesamtwirtschaftliche Entwicklung sowohl durch den Sachverständigenrat als auch durch die Konjunkturforschungsinstitute gibt, fehlt eine solche regelmäßige Berichterstattung für den hochkomplexen Bereich der Einkommens- und Vermögensverteilung. Informationen darüber sind unerlässlich, um notwendige Entscheidungen im Beziehungsgeflecht des steuerlichen und sozialen Leistungs- und Verteilungssystems sachgerecht vorbereiten und Effizienz und Gerechtigkeit von getroffenen Maßnahmen überprüfen zu können. Es bedarf deshalb nicht nur eines regelmäßigen Armutsberichts, sondern darüber hinaus auch eines Reichtumsberichts. Nicht nur Armut, sondern auch Reichtum muss ein Thema der politischen Debatte sein.“

Anknüpfend an diese Feststellungen und Forderungen hat die erste rot-grüne Bundesregierung eine Armuts- und Reichtumsberichterstattung auf der Ebene des Bundes auf den Weg gebracht. Etwa zeitgleich wurde auf europäischer Ebene, insbesondere durch den Vertrag von Amsterdam, die Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung zu einem wichtigen Aufgabenfeld der der Europäischen Union und ihrer Mitgliedstaaten erklärt. Der Europäische Rat stellte auf seiner Tagung im März 2000 in Lissabon fest, dass das Ausmaß an Armut und sozialer Ausgrenzung nicht hingenommen werden kann. Mit der offenen Methode der Koordinierung im Bereich des Sozialschutzes und der sozialen Eingliederung wurde ein wichtiges Instrument für die Stärkung dieses politischen Engagements eingeführt. Sie fördert das gegenseitige Lernen und hat das Bewusstsein für den multidimensionalen Charakter von Ausgrenzung und Armut geschärft. Ein wichtiger Bestandteil dieser Methode ist das gemeinschaftliche Erstellen von strategischen Zielen und die regelmäßige Überprüfung des Grades der Zielerreichung durch den Vergleich gemeinschaftlich vereinbarter Kennziffern – insbesondere der sogenannten Laeken-Indikatoren. Ein Festhalten an diesen Grundsätzen ist jüngst in der Strategie Europa 2020 bestätigt worden.

In Baden-Württemberg werden deshalb schon seit Jahren Daten erhoben, die in die Berichterstattung des Bundes und der Europäischen Union eingehen. Sie werden jedoch nicht in einem Dokument zusammengeführt und einer gezielten politischen Bewertung durch den Landtag, die Landesregierung und die Zivilgesellschaft unterzogen. Diesen zusätzlichen Schritt, den andere Bundesländer bereits getan haben, wollen die Fraktion GRÜNE und die Fraktion der SPD im Landtag gehen. Die Berichterstattung in Nordrhein-Westfalen ist ein Konzept, an dem sich Baden-Württemberg orientieren kann, da es unter den Bundesländern am meisten Zustimmung unter den am Erstellungsprozess beteiligten Akteuren findet. Mit der Akzeptanz von Begriffsbestimmungen insbesondere über die Definition von Armut und Reichtum und Aspekte ihrer Messbarkeit aus der Berichterstattung des Bundes und der Europäischen Union und dem Rückgriff auf bereits vorhandene Daten wird der Prozess um die Berichterstattung deutlich vereinfacht. 

